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Neues Betreuungsrecht ab 01. Januar 2023 

Eckpunkte der Reform (gekürzt): 
   Stärkere Orientierung am Wunsch und Willen der zu betreuenden Person 
Betreuende Personen haben die Pflicht, Menschen bei selbstbestimmten Entscheidungen zu unterstützen. 
Der eigene Wunsch und Wille sollen im Vordergrund stehen. Stellvertretene Entscheidungen sollen die 
Ausnahme sein. 
   Eingrenzung der Betreuung 
Künftig soll vor einer Betreuung festgestellt werden, in welchen Bereichen die zu betreuende Person 
Unterstützung braucht. 
   Keine „Wohl-Schranke“ mehr 
Entscheidungen für Menschen, die ihre Wünsche und ihren Willen nicht (mehr) selbst ausdrücken können, 
müssen sich an ihrem mutmaßlichen Willen ausrichten und nicht mehr danach, was von außen betrachtet 
„zu ihrem Wohle“ wäre. 
   Mehr Mitsprache und Kontakt 
Menschen mit Betreuung werden stärker als bisher in die Prozesse der Betreuung einbezogen. Beide sollen 
sich vor einer Betreuung kennenlernen. Mehr als bisher sollen die Wünsche der zu Betreuenden 
berücksichtigt werden, wer für die Betreuung zuständig sein soll. Betreuende sollen regelmäßigen 
persönlichen Kontakt halten und jährlich einen Bericht verfassen, der auch mit den Betreuten besprochen 
werden soll. 
   Keine Zwangssterilisationen 
Die Sterilisation einer betreuten Person gegen ihren Willen ist nicht mehr möglich. Es reicht nicht mehr, dass 
sie einer Sterilisation lediglich nicht widerspricht. 
   Änderungen für Betreuende 
Sie müssen sich künftig bei einer Betreuungsbehörde registrieren lassen und Fachkenntnisse nachweisen. 
Ehrenamtliche, die keine familiäre oder persönliche Bindung zur zu betreuenden Person haben, sollen sich 
einem Betreuungsverein anschließen, der sie beraten und fortbilden kann. 
   Stärkung Betreuter vor Gericht 
Anders als im jetzigen Recht können betreute Personen selbst bei Gericht Erklärungen abgeben, Anträge 
stellen oder gegen Gerichtsentscheidungen vorgehen. Briefe vom Gericht oder von Behörden gehen nicht 
nur an die Betreuenden, sondern auch an die zu Betreuenden selbst. 
Quellen: https://www.bmj.de/SharedDocs/Gesetzgebungsverfahren /DE/Reform_Betreuungsrecht_Vormundschaft.html 
              https://www.lebenshilfe.de/informieren/familie/einführung-ins-betreuungsrecht  
 



 
BERUFSSCHULLEHRERVERBAND 
NIEDERSACHSEN e.V. 
 

 
 
 
 

Versicherungszeiten 
Für die individuelle Rentenerhöhung ist die persönliche Erwerbsbiografie entscheidend. Dabei spielen nicht 
nur der monatliche Verdienst und die eingezahlten Beiträge eine Rolle, auch Ausbildungszeiten, 
Kindererziehungszeiten oder die Pflege eines Angehörigen können zur Erhöhung der Rente beitragen. Doch 
nicht alle diese Zeiten werden automatisch erfasst, so die Deutsche Rentenversicherung. Die Versicherten 
sind an dieser Stelle gefragt und zur Überprüfung der Angaben aufgerufen. Im Rahmen sogenannter 
Kontenklärungen würden Versicherte bereits regelmäßig im Laufe des Berufslebens angeschrieben. Dabei 
werden sie den Angaben zufolge gebeten, zu prüfen, ob die bei der Rentenversicherung gespeicherten 
Daten korrekt und vollständig sind. Im eigenen Interesse ist das sinnvoll, denn nur so kann die spätere 
Rentenhöhe richtig berechnet werden. Unabhängig von der Kontenklärung können Versicherte für die Rente 
relevante Zeiten unter der kostenlosen Servicenummer 0800 1000 4800 melden. Wer sich unsicher ist oder 
Fragen hat, wende sich ebenfalls an die Hotline oder informiert sich unter www.deutsche-
rentenversicherung.de. 
Hinweis: 
Grundsätzlich erhält die Mutter die Gutschrift, soll sie dagegen der Vater bekommen oder wollen sich die 
Eltern die Erziehungszeit aufteilen - etwa im Fall gemeinsamer Elternzeitmonate -, dann hilft eine 
gemeinsame Erklärung. Sie kann für maximal zwei Kalendermonate rückwirkend bei der Deutschen 
Rentenversicherung abgegeben werden. Wer während der Erziehung des Kindes arbeitet, profitiert doppelt: 
Neben den Beiträgen aus der Beschäftigung werden die Zeiten der Kindererziehung für die spätere Rente 
zusätzlich gutgeschrieben – als Höchstbetrag gilt dabei die Beitragsbemessungsgrenze von derzeit 84.600 
Euro pro Jahr. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung  
 

E-Rezept für Privatversicherte 
Die privaten Krankenversicherer arbeiten daran, ihren Versicherten das E-Rezept sowie weitere digitale 
Anwendungen wie die elektronische Patientenakte im Laufe des Jahres 2023 zur Verfügung zu stellen. Dazu 
laufen derzeit die Vorbereitungen: etwa die Entwicklung sogenannter Digitaler Identitäten denen Versicherte 
über ihr Smartphone auf die Telematik-Infrastruktur und damit auf Anwendungen wie das E-Rezept zugreifen 
können. Diese Technologie bietet einen komfortablen und sicheren Zugang zu digitalen 
Gesundheitsservices – die PKV ist damit Vorreiter auf diesem Gebiet. Die Gematik nimmt darüber hinaus 
noch die für Privatversicherte erforderlichen Anpassungen der Prozesse für das E-Rezept vor. Bis dieser 
Prozess abgeschlossen ist, erhalten PKV-Versicherte weiterhin den gewohnten blauen Ausdruck. 
Die gute Nachricht ist, dass für alle Menschen, die kein Smartphone besitzen, weiterhin die Rezepte in 
Papierform ausgestellt werden. 
Hinweise zur Nutzung des E-Rezepts gibt die E-Rezept-Seite der Gematik: (https://www.das-e-rezept-fuer-
deutschland.de/). 
Hinweise zu weiteren digitalen Anwendungen in der PKV: (https://www.pkv.de/positionen/digitalisierung/).  
Quelle: www.derprivatpatient.de  
 

Hinzuverdienstgrenzen (ab Januar 2023) 
Pressemitteilung v. 01.09.2022 (gekürzt) Das Bundeskabinett hat am Mittwoch, den 31.08.2022 den künftigen 
Wegfall der Hinzuverdienstgrenzen für Rentnerinnen und Rentner beschlossen, die vor der persönlichen 
Altersgrenze in den Ruhestand treten. Von Januar 2023 an dürfen damit Ruheständler ab dem 63. 
Lebensjahr unbegrenzt Nebeneinkünfte haben. Das war bisher nur Rentenbeziehenden ab der sogenannten 
Regelaltersgrenze (je nach Geburtsjahrgang unterschiedlich) erlaubt. 
Frührentnerinnen und -rentner durften bis 2019 höchstens 6.300 Euro im Jahr hinzuverdienen, ohne dass 
ihre Rente gekürzt wurde; seit 2020 galt aufgrund der Corona-Pandemie eine Sonderregelung, der zufolge 
Frührentner neben der Rente bis zu rund 46.000 Euro jährlich hinzuverdienen konnten. Ohne den Beschluss 
wäre die alte Regelung wieder in Kraft getreten. 
Durch die mit der Gesetzesänderung verbundene Flexibilität beim Übergang vom Erwerbsleben in den 
Ruhestand kann ein Beitrag geleistet werden, dem bestehenden Arbeits- und Fachkräftemangel 
entgegenzuwirken. Gleichzeitig werde das bestehende Recht vereinfacht und die Bürokratie abgebaut, 
insbesondere bei den Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung. 
Auch bei den Erwerbsminderungsrenten werden die bisher geltenden Nebenverdienstregelungen gelockert. 
Wer eine Rente wegen voller Erwerbsminderung bezieht, darf ab 2023 - in Werten von 2022 - bis zu 
17.272,50 Euro, ohne eine Rentenminderung hinzuverdienen. Für Bezieher wegen teilweiser 
Erwerbsminderung gilt der doppelte Wert (34.545 Euro). Sofern vor Eintritt der Erwerbsminderung ein 
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höheres Einkommen erzielt wurde, gilt weiterhin die höhere individuell-dynamische Hinzuverdienstgrenze (lt. 
Bundesregierung). Mit der höheren Hinzuverdienstgrenze können Bezieherinnen und Bezieher einer 
Erwerbsminderungsrente künftig innerhalb ihres Leistungsvermögens einen höheren Verdienst als bisher 
erzielen. 
Quellen: Ihre Vorsorge, Bundesregierung 
 

Vorschuss auf die Hinterbliebenenrente 
Bezog der verstorbene Ehepartner vor seinem Tod schon Rente, können Witwe oder Witwer einen 
Rentenvorschuss beantragen. Der Tod eines Angehörigen belastet die Hinterbliebenen häufig nicht nur 
emotional, er kann auch zu finanziellen Engpässen führen. Die Deutsche Rentenversicherung kann 
zumindest die monetären Sorgen schnell nehmen. Innerhalb von 30 Tagen nach dem Tod kann bei der 
Deutschen Post AG ein Vorschuss auf die Witwen- oder Witwerrente beantragt werden. Häufig wird das 
sogenannte Sterbevierteljahr schon direkt über den Bestatter beantragt. Diese Vorschusszahlung beträgt 
das Dreifache des für den Sterbemonat gezahlten Rentenbetrages. Sie wird als Überbrückungshilfe in einer 
Summe ausgezahlt. Eine Anrechnung von eventuellen Einkommen des Hinterbliebenen findet während des 
Sterbevierteljahres nicht statt! Zu beachten ist aber, dass zusätzlich zu dem Antrag auf die 
Vorschusszahlung beim zuständigen Rentenversicherungsträger auch noch ein formeller Rentenantrag 
gestellt werden muss. Bei der Bewilligung der Witwen- bzw. Witwerrente wird die Vorschusszahlung 
angerechnet. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung 
 

Krankenhaus-Begleitungs Richtlinie (KHB-RL) 
(v. 19.08.2022) (gekürzt) Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat die Erstfassung der Krankenhaus-
Begleitungs Richtlinie (KHB-RL) vorgestellt und damit die Voraussetzungen für einen Krankengeldanspruch 
von Begleitpersonen geschaffen. Ab dem 1. November 2022 haben Begleitpersonen von Menschen mit 
Behinderung bei einem Verdienstausfall Anspruch auf Krankengeld (§ 44b SGB ab 1. November 2022). 
Der erste Entwurf sorgte für Kritik bei den Sozialverbänden und Betroffenen. Kritikpunkte waren vor allem, 
dass in den ursprünglichen zwei Fallgruppen von „erheblicher“ und „kompletter“ Schädigung der mentalen 
Funktion oder von „erheblicher“ und „kompletter“ Beeinträchtigung der Kommunikation gesprochen wurde. 
Die jetzige Fassung enthält drei Fallgruppen, in denen die einengenden Adjektive nicht mehr vorkommen.  
Personenkreis: Aus medizinischen Gründen kann eine Begleitung bei einem Krankenhausaufenthalt 
notwendig sein bei Menschen, die aufgrund einer schweren geistigen Behinderung oder fehlender 
sprachlicher Verständigungsmöglichkeiten durch eine vertraute Bezugsperson unterstützt werden müssen. 
In seiner Richtlinie konkretisiert der G-BA drei Fallgruppen: 
      Begleitung, um während der Krankenhausbehandlung eine bestmögliche Verständigung mit der Patientin 
oder dem Patienten zu gewährleisten, 
      Begleitung, damit die Patientin oder der Patient die mit ihrer Krankenhausbehandlung verbundenen 
Belastungssituationen besser meistern kann, insbesondere bei fehlender Kooperations- und 
Mitwirkungsfähigkeit sowie 
      Begleitung, um die Patientin oder den Patienten während der Krankenhausbehandlung in das 
therapeutische Konzept einbeziehen zu können oder zur Einweisung in die anschließend weiterhin 
notwendigen Maßnahmen. 
Die in den jeweiligen Fallgruppen aufgeführten Schädigungen und Beeinträchtigungen begründen jeweils für 
sich allein als auch in ihrer Kombination die medizinische Notwendigkeit für die Mitnahme einer 
Begleitperson. 
Der Beschluss zur Erstfassung der Richtlinie wird dem Bundesministerium für Gesundheit zur rechtlichen 
Prüfung vorgelegt. Bei Nichtbeanstandung wird sie im Bundesanzeiger veröffentlicht und tritt – 
gegebenenfalls auch rückwirkend – am 1. November 2022 in Kraft. 
Quellen: G-BA, Paritätischer Gesamtverband, FOKUS-Sozialrecht 
 

„INFOService Niedersächsische Justiz“ 
(MJ-Pressemitteilung v. 25.08.2022 (gekürzt))  
0800/1112021 – Das ist die Telefonnummer, an die sich Bürgerinnen und Bürger in Niedersachsen wenden 
können, wenn sie Fragen zu Abläufen in der Justiz haben.   
Der INFOService bietet montags bis freitags von 8:00 Uhr bis 17:00 Uhr eine kostenlose Kontaktaufnahme 
per Telefon an. Auch per E-Mail können Fragen an infoservice@justiz.niedersachsen.de gerichtet werden. 
Eine Rechtsberatung erfolgt nicht, sie ist gesetzlich nicht zugelassen.  
Erteilt werden: 
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     Auskünfte zum Tätigkeits- und Zuständigkeitsbereich der niedersächsischen Amts-, Land- und 
Oberlandesgerichte. 
     Erteilung von Auskünften, insbesondere zu Fragen in Betreuungs- sowie Familiensachen, 
Grundbuchangelegenheiten, Mediation, Nachlasssachen, Justizverwaltung, Strafsachen, Vollstreckung, 
Zwangsversteigerung und Zivilsachen, 
     Benennung des zuständigen Gerichts und der dortigen Fachabteilung, Vermittlung an diese Stelle bzw. 
Angabe der jeweiligen Öffnungszeiten, 
     Auskünfte zu grundsätzlichen Verfahrensabläufen und den dafür ggf. notwendigen Erklärungen und 
Unterlagen, 
     Übersendung sowie Hilfestellung beim Ausfüllen von Formularen und Antragsvordrucken auf 
elektronischem oder postalischem Weg, 
     Informationen zu Berufszweigen, Ausbildungs- und Arbeitsmöglichkeiten in der Justiz und 
     Versand von Informationsmaterialien. 
Das Amtsgericht Osterholz-Scharmbeck hat in einem landesweiten Auswahlverfahren den Zuschlag für die 
Einrichtung des „INFOService Niedersächsische Justiz“ erhalten. Im Vorfeld der Einrichtung wurde eine KI 
(künstliche Intelligenz) gestützte Datenbank beschafft, die als „Justiz-Suchmaschine“ dem Team zur Verfügung 
steht. Somit kann über die Datenbank zum Beispiel innerhalb von Sekunden herausgefunden werden, 
welche Unterlagen einem Antrag auf Erteilung eines Erbscheins beizufügen sind. 
Quelle: Nds. Justizministerium  
 

Hinterbliebenenrente 
     Zum 1. Juli 2022 haben sich die Freibetragsgrenzen bei den Hinterbliebenenrenten geändert. Witwen und 
Witwer sowie Bezieher von Erziehungsrenten können somit mehr Einkommen erzielen. Der Freibetrag für 
die Einkommensanrechnung ist in den alten Bundesländern auf 950,93 Euro gestiegen, pro Kind kann sich 
der Freibetrag um 201,71 Euro erhöhen. In den neuen Bundesländern stieg der Freibetrag auf 937,73 Euro, 
je Kind kommen weitere 198,91 Euro hinzu.  
Angerechnet wird der Nettobetrag des Einkommens. Dieser wird in der Regel aus dem Bruttoeinkommen 
durch Abzug von gesetzlich festgelegten prozentualen Pauschbeträgen ermittelt. Übersteigt dieses 
Nettoeinkommen den Freibetrag, wird das übersteigende Einkommen zu 40 Prozent auf die Rente 
angerechnet. 
     In Deutschland können Paare seit 2009 auch ohne vorherige standesamtliche Trauung heiraten, müssen 
aber beachten, dass sich eine rein kirchliche Eheschließung auf die gesetzliche Rentenversicherung nicht 
auswirkt. Betroffene erhalten deshalb beim Tod des Ehepartners keine Witwen- oder Witwerrente von der 
gesetzlichen Rentenversicherung. 
Rechtswirksam sind nach wie vor nur standesamtliche Trauungen. Daraus ergibt sich aber auch, dass 
Verwitwete bei einer erneuten Trauung ohne Standesamt weiterhin ihren Anspruch auf Witwen- oder 
Witwerrente behalten. Erst bei einer Standesamtlichen Heirat fällt der Anspruch auf die Hinterbliebenenrente 
weg. Dafür wird in diesem Fall eine Rentenabfindung gezahlt. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung, Ihre Vorsorge 

-------------------------------------------------------------------------------- 
Termine: 

BLVN-Seniorenvertretung 
Am 7. und 8. Oktober 2022 (Freitag und Samstag) findet die diesjährige Tagung der BLVN-
Seniorenvertreterinnen und -vertreter in Hildesheim statt. 

BLVN-Delegiertenversammlung 
Für den 17. und 18. November 2022 (Donnerstag und Freitag) wird die nächste BLVN-
Delegiertenversammlung im - Hotel Park in Soltau - geplant. 
Für den öffentlichen Teil am Donnerstagvormittag hat der Polarvorscher, Klimaforscher, Physiker und 
Bestsellerautor Dr. Markus Rex einen Festvortrag zugesagt. Herr Rex ist Professor an der Universität 
Potsdam und leitet die Sektion Atmosphärenphysik des Alfred-Wegener-Instituts. Er hat in den letzten 
Jahren maßgeblich das Klimasystem der Polargebiete und die Ozonschicht erforscht. 
Über den detaillierten Ablauf der Delegiertenversammlung geben OV- bzw. Bez.Vorstände Auskunft. 
 
 
 
 
 
    


